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Diese KOMM Extra beschäftigt sich mit der Kampagne We Expect Better
um die US-amerikanische T-Mobile US. Noch immer verweigert das
US-Mobilfunkunternehmen – mit Zustimmung des Mutterkonzerns Deut-
sche Telekom AG – den Beschäftigten international verbriefte Arbeitneh-
merrechte, wie das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung und
Kollektivverhandlungen.

Seit vielen Jahren unterstützt ver.di, ge-
meinsam mit dem globalen Verband
der Dienstleistungsgewerkschaften UNI
Global Union, dem US-amerikanischen
Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO
und dem DGB in der Kampagne We Ex-
pect Better die US-amerikanische Ge-
werkschaft Communications Workers of
America (CWA) und die Beschäftigten
in ihrem Kampf bei der T-Mobile US.

Nahezu unverändert bekämpft die
Telekom-Tochter T-Mobile US mit Angst-
und Druckkampagnen, mit gesetzes-
widrigen Arbeitsvorschriften und der
Gründung einer gelben Gewerkschaft
die Bemühungen der CWA, die Be-
schäftigten zu organisieren. Mit sol-

chem massiven Union Busting ist es
Beschäftigten im US-amerikanischen
System der Arbeitsbeziehungen kaum
möglich, sich gewerkschaftlich zu orga-
nisieren.

Die zentrale Forderung der CWA und
der Beschäftigten an das Management
in den USA und an die deutsche Kon-
zernmutter ist deshalb: NEUTRALITÄT.
Damit ist gemeint, dass sich das Unter-
nehmen gegenüber den Bemühungen
der Beschäftigten, sich bei der CWA zu
organisieren, neutral verhalten, sich
also nicht einmischen und den Beschäf-
tigten eine freie Wahl lassen soll. Dafür
brauchen die Beschäftigten und die
CWA den Abschluss eines Neutralitäts-

abkommens, wie es viele andere Unter-
nehmen in den USA mit Gewerkschaf-
ten abgeschlossen haben, wie der di-
rekte Konkurrent und „Platzhirsch“
AT&T, die Nr. 1 auf dem amerikanischen
Markt.

Diese Forderung unterstützt ver.di,
gemeinsam mit vielen Beschäftigten
und Betriebsräten der Deutschen Tele-
kom, durch Druck auf den Vorstand der
Deutschen Telekom AG, die 64 Prozent
der Anteile an der T-Mobile US hält.
Aber auch an die Bundesregierung –
die mit knapp einem Drittel der Aktien
noch immer größte Anteilseignerin der
Deutschen Telekom AG ist – wird die
Forderung gerichtet, ihren Einfluss zu
nutzen, um das Union Busting und den
Verstoß gegen international verbriefte
Arbeitnehmerrechte bei der T-Mobile
US zu unterbinden.

Diese KOMM Extra informiert unter
anderem über die aktuelle Lage bei der
T-Mobile US.

DIE FREIHEIT ENDET AM TOR
Neutralität statt Druck und Drohung!
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►Seit Jahren arbeiten ver.di und die
US-amerikanische Communications Wor-
kers of America (CWA) zusammen, um
T-Mobile US dazu zu bringen, die Rechte
der Beschäftigten zu respektieren. War-
um ist das so schwierig?

Chris: T-Mobile setzt von Beginn anmassiv
auf Unterdrückung der Gewerkschaft. Das
Unternehmen weigert sich, mit der CWA,
der führenden Gewerkschaft in der Tele-
kommunikationsbranche, auch nur zu
sprechen. Wir vertreten 150000 Beschäf-
tigte in der Branche.

Lothar: T-Mobile schafft ein Klima der
Angst mit Unterstützung ihrer Union
Busting-Verbündeten und -Berater. Be-
schäftigte werden schon bei der Einstel-
lung darüber „aufgeklärt“, wie schlecht
Gewerkschaften für das Unternehmen
und für die Karrierechancen der Mitar-
beiter bei T-Mobile sind.

Chris: Ja, da hat Lothar vollkommen
recht. Angst am Arbeitsplatz ist das größ-
te Problem. In Gesprächen mit Vorgesetz-
ten werden Gewerkschaftsunterstützer
zu ihrer Einstellung zu Gewerkschaften
ausgefragt und unter Druck gesetzt, und
wenn das alles nicht wirkt, wurden die
Beschäftigten entlassen. Trotz dieser
massiven Angst am Arbeitsplatz setzen
sich aber mutige Beschäftigte für ihre
Rechte ein, organisieren sich, und haben
Verbesserungen durchgesetzt.

Lothar: Ich habe bei meinen Besuchen in
den USA selbst erfahren müssen, wie das
Unternehmen die Ein- und Ausfahrten
zu den Arbeitsstätten beobachtet, wenn
wir dort auftauchen, um mit den Kolle-
ginnen und Kollegen ins Gespräch zu
kommen. Da wird aufgeschrieben, wer
anhält, um mit uns zu sprechen, und wer
ein Flugblatt von uns nimmt. Die Leute
haben einfach Angst, mit Gewerkschafts-
vertretern zu sprechen, weil sie Angst
vor Sanktionierung haben.

Chris: Für die gewerkschaftsfeindlichen
Aktivitäten ist T-Mobile auch schon
mehrfach vor Gericht verurteilt worden,

weil das Unternehmen sogar gegen das
sowieso schon schwache US-Recht ver-
stößt. Im jüngsten Fall ging es darum,
dass das Mitarbeiterhandbuch eine gan-
ze Reihe von Vorschriften enthielt, die
die Organisierungsbemühungen der Be-
schäftigten unterdrücken sollten. Zum
Beispiel verbot T-Mobile den Beschäftig-
ten, untereinander über Arbeitsbedin-
gungen zu sprechen oder sich „Dritten“,
also auch der Gewerkschaft, Regierungs-
behörden oder der Presse gegenüber,
über Arbeitsbedingungen oder die Löh-
ne zu beschweren. Im Frühjahr 2017 wur-
de T-Mobile außerdem dafür verurteilt,
eine eigene, unternehmenskontrollierte
„Gewerkschaft“ gegründet zu haben.

Lothar: Neben der Unterdrückung der
Gewerkschaft mit legalen und illegalen
Mitteln sind auch die Arbeitsbedingun-
gen bei T-Mobile aus deutscher Perspek-
tive teilweise kaum vorstellbar. Die Leute
haben ja keine Arbeitsverträge und da-
mit auch keinen Kündigungsschutz. Das
heißt, sie müssen ständig Angst haben,
ihren Job zu verlieren oder sanktioniert
zu werden, wenn sie
zum Beispiel Leis-
tungsvorgaben nicht
erfüllen.

Chris: Das kann man
noch um viele Beispie-
le erweitern. T-Mobi-
le-Beschäftigte haben
auch keinen Anspruch
auf eine Mindestan-
zahl von Arbeitsstun-
den, sie können eine
Woche für 40 Stunden
und die nächste dann
nur noch für 15 einge-
teilt werden. Oder
aber die Schichteintei-
lung, dazu gibt es kei-
ne Regelung. Vorge-
setzte entscheiden, ob
jemand einigermaßen
vernünftige Schichten
bekommt oder nur für
die Spät- und Wo-
chenendschichten ein-

geteilt wird. Diese Entscheidungen kön-
nen vollkommen willkürlich sein und
werden häufig als Sanktionsinstrumente
verwendet bei „Fehlverhalten“ – unter
anderem eben Unterstützung der Ge-
werkschaft.

Außerdem sind die Leistungsvorga-
ben oft unrealistisch und wechseln stän-
dig.Häufig, ohne dass die Beschäftigten
darüber überhaupt informiert werden!
Das ist ein Riesenproblem, weil ein im
Vergleich zu Deutschland viel größerer
Anteil des Lohns an der Erfüllung der
Vorgaben hängt.

►Was wollt ihr mit der Kampagne errei-
chen?

Chris: Wir wollen eine faire Chance für
die Beschäftigten bei T-Mobile, sich
selbst zu entscheiden, ob sie eine Ge-
werkschaft wollen! Dafür muss das Ma-
nagement sich neutral gegenüber den
Organisierungsbemühungen verhalten
und uns eine Wahl ohne Einflussnahme,
Druck und Einschüchterung durchführen
lassen.

Wir lassen nicht locker!
Interview mit Chris Shelton, Präsident der CWA, und Lothar Schröder,
ver.di-Bundesvorstandsmitglied
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Lothar: Neutralität ist für den Erfolg der
Organisationsbemühungen unabding-
bar. Wir werden die CWA mit ganzer
Kraft unterstützen, damit diese Grund-
lage erreicht wird.

Wir wollen, dass die Beschäftigten
mit Respekt und Anstand behandelt
werden. Sie brauchen eine Stimme im
Betrieb! Wir wollen, dass sie ein
Mitspracherecht haben und nicht der
Willkür des Arbeitgebers ausgesetzt
sind.

►Lothar, warum unterstützt ver.di seit so
vielen Jahren die CWA?

Lothar: Wir finden es einen Skandal,
dass ein deutsches Unternehmen, das
hierzulande ja eine relativ konstruktive
Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft
und Betriebsräten pflegt, seine Beschäf-
tigten in den USA derart behandelt! Wir
haben damals, beim Einstieg der Deut-
schen Telekom AG in den US-Markt
2001, ebenso wie die CWA den Kauf des
US-amerikanischen Unternehmens
„VoiceStream“ durch die Deutsche Tele-
kom AG unterstützt. Wir hatten alle die
Erwartung, dass die Deutsche Telekom
Beschäftigte besser behandeln würde,
als „VoiceStream“ das getan hatte. Und
der damalige CEO der DT AG hatte uns
zugesagt, mit der CWA zusammenzuar-
beiten.

Chris: Nur: Als der Deal dann geschlos-
sen war, wollte die Deutsche Telekom

nicht mehr mit uns sprechen. Seitdem
nutzt das Unternehmen das schwache
Schutzniveau in den USA aus, wo es nur
geht, um die Gewerkschaft rauszuhal-
ten und Beschäftigte einzuschüchtern.
Das sind wir nicht bereit hinzunehmen.
In dem Maße, wie das Unternehmen
wirtschaftlich mächtiger wird, verbrei-
ten sich diese Methoden in der gesam-
ten Branche und ziehen unsere Arbeits-
standards nach unten.

►Chris, wie lange glaubt ihr noch gegen
die Verweigerungshaltung der T-Mobile
ankämpfen zu müssen?

Chris: Es ist in den USA nichts Unge-
wöhnliches, dass Kampagnen viele Jah-
re dauern, die Rahmenbedingungen
sind eben deutlich schlechter als in
Deutschland. Die Unterstützung durch
ver.di ist extrem wichtig für uns, und wir
sind sehr dankbar dafür. Kürzlich haben
Beschäftigte einer Fluglinie nach fast 18
Jahren für Vertretung durch die CWA
am Arbeitsplatz gestimmt. Also, da ist
ein langer Atem erforderlich. Den ha-
ben wir!

►Was macht ver.di, um die CWA und die
Beschäftigten bei der T-Mobile zu unter-
stützen?

Lothar: Wir nehmen, wo es geht, den
Vorstand des Mutterkonzerns, der Deut-
schen Telekom AG, in die Pflicht. Wir
sagen dem Management immer wieder,
sorgt bei eurer Tochter für anständiges
Verhalten. Gut ist: Auch bei der jährli-
chen Aktionärsversammlung wird immer
wieder der Vorstand direkt angespro-
chen und auf die Arbeitsrechtsverstöße

in den USA hingewiesen und zum Han-
deln aufgefordert. Wir bemühen uns um
Unterstützung aus der Politik, wir ma-
chen Öffentlichkeitsarbeit und wir orga-
nisieren Unterstützung direkt von unse-
ren Mitgliedern.

Chris: Aber auch die Bundesregierung
muss auf die Verantwortlichen des Kon-
zerns einwirken, schließlich ist der Bund
noch immer größter Anteilseigner der
Deutschen Telekom und trägt somit auch
Verantwortung.

Lothar: Das sagen wir regelmäßig in Ge-
sprächen mit Ministerien und Bundes-
tagsabgeordneten, das haben schon
mehrere Bundestagsanfragen eingefor-
dert und das sagt auch der DGB. Uns ha-
ben auch schon mehrmals Bundestagsab-
geordnete bei Reisen in die USA beglei-
tet. Im Mai 2017 haben der DGB-Vorsit-
zende Reiner Hoffmann und der
Vorsitzende des US-amerikanischen Ge-
werkschaftsdachverbands AFL-CIO der
Bundeskanzlerin einen Brief übergeben,
in dem sie sie auffordern, ihrem Bekennt-
nis zur Verantwortung von deutschen
Unternehmen entlang ihrer Lieferketten
auch Taten folgen zu lassen und dafür
Sorge zu tragen, dass sich T-Mobile an
internationale Normen in Sachen Arbeit-
nehmer- und Gewerkschaftsrechte hält.

Chris: Was für uns auch ganz wichtig ist,
ist die Unterstützung durch die deutschen
Betriebsräte und Betriebsgruppen bei der
Deutschen Telekom. Ihre Solidarität und
der direkte Kontakt mit ihnen gibt den
T-Mobile-Beschäftigten viel Mut.

►Danke, Chris und Lothar.

Solidarität zeigen – Mitglied werden

2008 gründeten ver.di und die CWA die gemeinsame Gewerkschaftsorganisa-
tion T-Mobile Workers United (TU) für T-Mobile-Beschäftigte, um ihnen,
solange keine formelle Anerkennung der Gewerkschaft CWA besteht, eine
Plattform für Gewerkschaftsarbeit und für den Austausch und die Planung von
Aktionen zu bieten.
Seit August 2017 können auch ver.di-Mitglieder als Ausdruck ihrer Solidarität
TU-Mitglied werden. Die Solidar-Mitgliedschaft soll den Kolleg/-innen in den
USA den Rücken stärken und dem Arbeitgeber zeigen, dass ver.di an der Seite
der US-Beschäftigten steht. Gerade im derzeitigen politischen Kontext in den
USA, der die Gewerkschaften vor große Herausforderungen stellt, brauchen
die CWA-Kolleginnen und Kollegen unsere Unterstützung.
Mit der Mitgliedschaft sind keine Beiträge und keine Rechtsansprüche an
ver.di, die CWA oder TU verbunden.

Jetzt TU-Mitglied werden: www.weexpectbetter.org/tu-mitglied-werden

TU-MITGLIEDSCHAFT
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Das System ist verlogen
Mark Pocan, demokratischer Kongressabgeordneter aus Wisconsin,
erläutert im Interview das US-amerikanische System der Arbeitsbeziehungen,
das die Arbeitgeberseite bevorzugt

►Laut Communications Workers of Ame-
rica (CWA) und ver.di haben die Beschäf-
tigten bei T-Mobile keine faire Chance,
sich frei für eine Gewerkschaft zu ent-
scheiden. Warum ist es für Beschäftigte
so schwierig, eine Stimme im Betrieb
durch gewerkschaftliche Vertretung
durchzusetzen?

Mark Pocan: Nun ja, erst einmal gibt es
auch unter den US-amerikanischen Ar-
beitgebern Unterschiede, was die Ge-
werkschaftsfeindlichkeit und die soge-
nannten Union Busting-Aktivitäten an-
geht. Selbst im Vergleich mit anderen
US-Unternehmen ist das Union Busting,
das T-Mobile verfolgt, schon ein ziemlich
hartes Kaliber. Noch wichtiger aber ist:
Das US-amerikanische System der Ar-
beitsbeziehungen macht es Gewerk-
schaften unglaublich schwer, Beschäftig-
te am Arbeitsplatz zu vertreten. Es ist
ganz anders als in Europa, wo Gewerk-
schaften und ihre Mitspracherechte vom
Gesetz geregelt und sogar geschützt

werden. In den USA ist die Behörde, die
für die Einhaltung des Arbeitsrecht und
den Schutz von Arbeitnehmerrechten
zuständig ist – das National Labor Rela-
tions Board (NLRB) – nicht neutral: Die,
die dort entscheiden, werden von der
Politik ernannt, und die, die Donald
Trump zuletzt ernannt hat, messen größ-
tenteils den Rechten von Konzernen grö-
ßeres Gewicht bei als denen von Arbeit-
nehmern. Das NLRB räumt Arbeitgebern
und Arbeitnehmervertretungen, also
Gewerkschaften, nur auf dem Papier die
gleichen Chancen ein. Es ist wichtig zu
wissen, dass es in den USA keine Be-
triebsräte gibt.

►Geht es etwas konkreter?

Formal ist es so, dass Gewerkschaften das
Recht, die Beschäftigten eines Betriebes
gegenüber dem Arbeitgeber zu vertre-
ten, in einer Gewerkschafts-Anerken-
nungswahl durchsetzen müssen. Erst,
wenn über 50 Prozent der Belegschaft

für die Gewerkschaft gestimmt haben,
muss diese vom Arbeitgeber als Tarif-
partner anerkannt werden und Tarifver-
handlungen aufgenommen werden. Im
Vorfeld der Wahl haben Arbeitgeber viel
Zeit, die Belegschaft, teils mit hohem
Druck, von ihrer antigewerkschaftlichen
Position zu überzeugen.

►Wieso sagst du, dass das System die
Arbeitgeberseite bevorzugt?

Es sind eine ganze Reihe von Faktoren,
warum dieses System zugunsten der Ar-
beitgeberseite verzerrt ist. Die drei wich-
tigsten sind: Erstens ist die Arbeitgeber-
seite ungleich mächtiger. Sie gibt jährlich
Millionen US-Dollar für Union Bus-
ting-Aktivitäten aus wie für den Einsatz
von Firmen und Anwälten, die darauf
spezialisiert sind, die Meinung von Be-
schäftigten gegen Gewerkschaften zu
wenden. Sie verbreiten in den Betrieben
ein Klima der Angst, das Beschäftigte
davon abhält, sich für die Gewerkschaft
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auszusprechen. Das reicht von Gerüch-
ten, wenn die Gewerkschaft komme,
würde das den Bankrott des Unterneh-
mens bedeuten, über Überwachung ge-
werkschaftlich aktiver Kolleg/-innen bis-
hin zu Vieraugengesprächen, in denen
Vorgesetzte Beschäftigte einschüchtern.
Auch werden sogenannte „captive audi-
ence meetings“ durchgeführt, während
derer die Arbeit im ganzen Betrieb ruht
und sich alle Mitarbeiter/-innen lange
antigewerkschaftliche Reden anhören
müssen. Die Botschaft in diesen Sitzun-
gen mit den Vorgesetzten ist klar: Wenn
sie die Gewerkschaft unterstützen, wäre
das schlecht für sie selbst und das Unter-
nehmen.

Und leider unterstützen viele Politi-
ker, vor allem die Republikanische Partei
und die derzeitige Regierung, die anti-
gewerkschaftliche Haltung der Arbeit-
geber und empfehlen Arbeitnehmern,
in Gewerkschafts-Anerkennungswahlen
mit „Nein“ zu stimmen.

Die Summen, die Gewerkschaften zur
Organisierung von Arbeitnehmer/-inn-
nen zur Verfügung haben, sind natürlich
nur ein Bruchteil davon, was Unterneh-
men für antigewerkschaftliche Aktivitä-
ten zur Verfügung haben und dafür aus-
geben. Es ist für die Gewerkschaften
extrem schwer, dagegenzuhalten. Von
einer Auseinandersetzung unter Glei-
chen kann also keine Rede sein.

►Welche Konsequenzen hat das?

Viele Schutzrechte, die dazu gedacht
sind, Arbeitnehmer/-innen zu schützen,
sind unzureichend und begünstigen oft-
mals Arbeitgeber. Zum Beispiel: Beschäf-
tigte, die sich am Arbeitsplatz positiv zur
Gewerkschaft äußern oder sich mit Kol-
leg/-innen zusammenschließen, um Ver-
besserungen zu erreichen, werden oft
von ihren Arbeitgebern bestraft, was
natürlich illegal ist. Aber Arbeitgeber
werden selten für derartiges Verhalten
belangt und in den seltenen Fällen, in
denen sie strafrechtlich verfolgt und für

schuldig befunden werden, sind die
Strafen extrem gering. Das Ergebnis ist,
dass viele Arbeitgeber sich praktisch
straffrei illegal antigewerkschaftlich ver-
halten.

►Du sprichst von drei Faktoren. Was ist
der zweite?

Zweitens: Die Leute haben Angst. Zent-
ral zum Verständnis der schwachen Stel-
lung der Gewerkschaften in diesem Sys-
tem ist, dass die Menschen einfach eine
enorme Angst haben, ihren Job zu ver-
lieren: Außer den Beschäftigten, die das
Glück haben, durch ihre Gewerkschaft
einen Tarifvertrag zu haben, haben in
den USA fast keine Arbeitnehmer/-in-
nen einen Arbeitsvertrag. Mitarbei-
ter/-innen können im Allgemeinen je-
derzeit ohne Begründung vor die Tür
gesetzt werden. Zwar dürfen sie offizi-
ell nicht wegen Gewerkschaftstätigkeit
gefeuert werden, in der Praxis ist es
aber selten nachweisbar, dass dies der
Grund für eine ausgesprochene Kündi-
gung war. In der Folge haben die Leute
einfach Angst, sich zur Gewerkschaft zu
bekennen. Das führt dazu, dass Gewerk-
schaften selten eine Anerkennungswahl
beantragen, wenn sie zuvor nicht be-
reits die Unterstützung – sogenannte
unterschriebene „cards“ – von mindes-
tens 70 bis 80 Prozent der Beschäftigten
im Betrieb haben. Denn sie wissen ge-
nau, dass sie die Unterstützung vieler
Beschäftigter während der Antigewerk-
schaftskampagne der Arbeitgeberseite
in den Wochen oder Monaten vor der
Wahl verlieren werden.

►Und der dritte Faktor?

Der dritte Faktor ist, dass Gewerkschaf-
ten gar keinen Zugang zum Betrieb ha-
ben. Während Arbeitgeber uneinge-
schränkten Zugang zu den Mitarbei-
ter/-innen und die unbeschränkte Mög-
lichkeit haben, während der Arbeitszeit
ihre antigewerkschaftlichen Sichtweisen

zu verbreiten, dürfen die Organizer/-in-
nen der Gewerkschaft die Arbeitsstätten
nicht betreten, um mit den Beschäftig-
ten über die Vorteile einer Mitglied-
schaft in einer Gewerkschaft zu spre-
chen. Das macht natürlich Organisie-
rungsbemühungen extrem schwierig:
Kontaktaufnahme zu den Mitarbeitern
und Aufklärung über ihre Rechte und
die Vorteile der Gewerkschaft sind nur
außerhalb des Betriebs möglich. Vor den
Toren der Arbeitsstätten allerdings ist
eine Ansprache extrem schwierig, da die
Leute Angst haben, dass der Arbeitgeber
sieht, dass sie sich mit der Gewerkschaft
unterhalten. Woher soll die Gewerk-
schaft aber dann, von außen also, wis-
sen, was die drängendsten Probleme im
Betrieb sind? Wer überhaupt da arbei-
tet? All das führt dazu, dass der Organi-
sationsgrad der Beschäftigten in den
USA seit Jahrzehnten kontinuierlich
sinkt. Im Privatsektor liegt er gerade
noch bei rund sechs Prozent!

►Was folgt daraus? Was ist erforderlich,
um die Situation zu verbessern?

Das Arbeitsrecht müsste grundlegend
reformiert werden. Unter Präsident Oba-
ma wurde das zumindest dahingehend
versucht, dass der sogenannte „card
check“ gesetzlich verankert werden soll-
te, womit die Gewerkschaften statt der
Anerkennungswahl nur noch von der
Mehrheit der Beschäftigten Unterschrif-
ten gebraucht hätten, um den Arbeitge-
ber zu Tarifverhandlungen aufzufor-
dern. Die Gewerkschaften haben große
Hoffnungen darauf gesetzt. Leider schei-
terte das Gesetz aber amWiderstand der
Republikaner im Kongress. Bernie San-
ders und ich haben dazu im Mai einen
erneuten Gesetzentwurf vorgelegt.

Solange die rechtliche Lage so einsei-
tig ist, ist es unabdinglich, dass sich Ar-
beitgeber während gewerkschaftlicher
Organisierungskampagnen der Beschäf-
tigten neutral verhalten. Beschäftigte
müssen die Chance haben, selbst zu ent-
scheiden, ob sie eine Gewerkschaft wol-
len oder nicht. Es ist verlogen, immer
von der freien Wahl der Einzelnen zu
reden, Meinungs- und Entscheidungs-
freiheit zu propagieren, aber der massi-
ven Einflussnahme, Einschüchterung und
dem Druck der Arbeitgeber keinen Rie-
gel vorzuschieben. In der derzeitigen
Situation ist es für Beschäftigte nur sehr
schwer möglich, wenn nicht sogar un-
möglich, sich gewerkschaftlich zu orga-
nisieren. Das ist beschämend in einer
demokratischen Gesellschaft.
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Mark Pocan, Kongressabgeordneter:

„Selbst im Vergleich mit
anderen US-Unternehmen ist
das Union Busting, das T-Mobile
verfolgt, schon ein ziemlich
hartes Kaliber.“
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Jody Calemine, Leiter der Rechts-
abteilung der CWA, erläutert die
Bedeutung der jüngsten Gerichts-
urteile gegen T-Mobile US für die
Bemühungen um gewerkschaftliche
Organisierung der Beschäftigten.

T-Mobile verstößt nicht nur gegen inter-
nationale Normen, sondern auch gegen
US-amerikanisches Arbeitsrecht. Das wur-
de in mehreren Gerichtsprozessen bestä-
tigt. Mehrfach wurde gegen T-Mobile
Anklage erhoben, und in den allermeis-
ten Fällen wurde das Unternehmen schul-
dig gesprochen. Seit 2015 ist T-Mobile in
fünf Fällen des Verstoßes gegen das
Recht der Arbeitnehmer auf gewerk-
schaftliche Organisierung für schuldig
befunden worden. Bis jetzt wurden diese
Urteile wiederholt von höheren Instan-
zen bestätigt. Die Verstöße sind breitge-
fächert: T-Mobile hatte illegale Arbeits-
vorschriften, um Beschäftigte davon ab-
zuhalten, miteinander über Löhne oder
andere arbeitsplatzrelevante Themen zu
sprechen. Das Unternehmen drohte einer
Mitarbeiterin mit Kündigung, sollte sie
mit ihren Kolleg/-innen über die sexuelle
Belästigung durch ihren Vorgesetzten
sprechen. T-Mobile hat eine landesweite
unternehmensdominierte „Gewerk-
schaft“ gegründet. Und T-Mobile wurde
auch mehrmals angeklagt, Mitarbeitern
aufgrund von deren Organisierungsbe-
mühungen gekündigt zu haben, aber
diese Fälle endeten alle mit Vergleichen.

Viele der Klagen bezogen sich auf Ein-
schränkungen der Koalitionsfreiheit,
also des Rechts der Beschäftigten, sich
gewerkschaftlich zu organisieren. Zum
Beispiel war eine Reihe von T-Mobiles
Arbeitsvorschriften genau deshalb ille-
gal, weil sie diese Möglichkeit zur ge-
werkschaftlichen Organisierung beein-
trächtigten. Eine Vorschrift schrieb Mit-
arbeitern die Geheimhaltung von Infor-
mationen über ihre Löhne vor. Wenn
man mit niemandem über Löhne spre-
chen darf, kann man keinen gewerk-
schaftlichen Kampf für höhere Löhne
organisieren. Eine andere Vorschrift ver-
bot es Mitarbeitern, Kontaktinformatio-
nen anderer Kollegen weiterzugeben.

Wenn man Kollegen nicht kontaktieren
kann, kann man aber keine Gewerk-
schaft organisieren. T-Mobile hatte elf
verschiedene solcher Vorschriften. Jede
davon hatte den Effekt, Beschäftigte
zum Schweigen zu bringen und sie von-
einander zu isolieren und somit die Or-
ganisierung zu erschweren, wenn nicht
sogar unmöglich zu machen.

Außerdem richtete T-Mobile eine un-
ternehmensdominierte „Gewerkschaft“
namens T-Voice ein, was völlig illegal ist.
Das Management wählte selbst die
T-Voice-Vertreter aus den Beschäftigten
aus und verhandelte dann mit ihnen ar-
beitsplatzrelevante Themen. Auf diese
Weise schafft das Unternehmen den Ein-
druck, die Mitarbeiter hätten bereits eine
Stimme am Arbeitsplatz und bräuchten
keine Gewerkschaft. Dieser Versuch ist
interessant, weil er anerkennt, dass die
Beschäftigten eine Gewerkschaft WOL-
LEN. Alles, was T-Mobile jetzt tun müsste,
ist, die Beschäftigten selbst und ohne Ein-
mischung des Managements ihre Vertre-
ter wählen zu lassen.

Die Verurteilungen sind eine gute
Nachricht für die Bemühungen der Be-
schäftigten, sich bei der CWA zu organi-
sieren. Wenn alle Urteile wirklich umge-
setzt werden, sollte das die Bedingun-

gen zur Organisierung verbessern.
Gegen einige der Urteile hat T-Mobile
allerdings Berufung eingelegt, und so-
lange ein Fall noch nicht letztinstanzlich
entschieden ist, muss das Unternehmen
nichts tun.

Ein bereits rechtskräftig entschiede-
ner Fall ist der zu T-Mobiles illegalen Ar-
beitsvorschriften. Das Berufungsgericht
wies T-Mobile an, all diese illegalen Vor-
schriften aufzuheben und über Aushän-
ge an allen Arbeitsstätten über die Auf-
hebung zu informieren. Dass die Vor-
schriften, die die Mitarbeiter zum
Schweigen brachten und sie voneinan-
der isolierten, endlich beendet sind, ist
ein wichtiger Schritt. Allerdings sind Ver-
änderungen auf dem Papier nicht ge-
nug. Die Managementkultur muss sich
ändern. Das Management muss den Mit-
arbeitern vermitteln, dass ihr Menschen-
recht auf gewerkschaftliche Organisie-
rung respektiert wird. Das ist bisher nicht
geschehen. Die Beschäftigten haben
weiterhin Angst, ihren Job zu verlieren
oder anders sanktioniert zu werden,
wenn sie versuchen, sich zu organisieren.
Wir würden vom Mutterkonzern Deut-
sche Telekom erwarten, dass er auf sol-
chen Maßnahmen besteht, aber solange
die Gewinne weiter sprudeln, sind die
konzerneigenen Prinzipien sozialer Ver-
antwortung offensichtlich zweitranging.
Aber trotz der jahrelangen Antigewerk-
schaftskampagne des Unternehmens
und der Gleichgültigkeit der Deutschen
Telekom setzen sich unzählige T-Mobi-
le-Beschäftigte unbeirrt für ihre Rechte
und Verbesserungen am Arbeitsplatz
ein, auch dank der Unterstützung durch
ihre ver.di-Kolleg/-innen.
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T-Mobile US vor Gericht
Wie das Unternehmen versucht, durch Brechen nationalen Arbeitsrechts
die Koalitionsfreiheit der Beschäftigten zu beschränken
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Der direkte Vergleich
Das im Arbeitsrecht der USA enthaltene
gesetzliche Schutzniveau für Beschäftigte
ist äußerst niedrig. Das meiste von dem,
was in Deutschland gesetzlich geregelt
ist, wird in den USA den Tarifpartnern
überlassen. Tarifvertragliche Regelungen

gehen in beiden Ländern teilweise deut-
lich über den gesetzlichen Standard hin-
aus – siehe zum Beispiel die Tarifverträge,
die ver.di mit der Deutschen Telekom
verhandelt hat –, allerdings fallen in den
USA deutlich weniger Beschäftigte unter

einen Tarifvertrag als in den USA. In den
USA ist auch die Stellung von Arbeitneh-
mervertretungen im System der Arbeits-
beziehungen sehr schwach.

Deutschland USA

Fast alle Beschäftigten haben Arbeitsverträge inklusive ge-
setzlichem Kündigungsschutz

Über 90 Prozent der Beschäftigungsverhältnisse sind soge-
nanntes „at-will-employment“: kein schriftlicher Arbeitsver-
trag, Kündigung jederzeit ohne Angabe von Gründen mög-
lich (ausgeschlossen: Kündigung aufgrund von Geschlecht,
Religion, Rasse)

Gesetzlich festgeschriebene Höchstarbeitsarbeitszeit von acht
Stunden (ausdehnbar auf bis zu zehn Stunden, wenn inner-
halb von sechs Monaten acht Stunden täglich im Durchschnitt
nicht überschritten werden)

Keine gesetzlich festgelegte tägliche Höchstarbeitszeit

Gesetzlicher Anspruch auf mindestens 20 bezahlte Urlaubs-
tage pro Jahr (24 Tage bei Sechs-Tage-Woche)

Kein gesetzlicher Anspruch auf bezahlten Urlaub

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ist auf Bundesebene nicht,
und nur in wenigen Bundesstaaten, gesetzlich geregelt.
Nur unter eingeschränkten Bedingungen haben Beschäftigte
Anspruch auf eine bestimmte Anzahl unbezahlter Kranken-
tage bzw. zur Pflege kranker Angehöriger

Gesetzliche festgeschriebene Beteiligung der Arbeitgeber an
den Kosten der Krankenversicherung der Beschäftigten

Keine gesetzlich geregelte Beteiligung von Arbeitgebern an
den Kosten der Krankenversicherung; dies wird im Tarifver-
trag ausgehandelt

Zugang der Gewerkschaft zum Betrieb ab einemMitglied im
Betrieb, Gewerkschaft kann Tarifvertrag abschließen

Kollektivvertretungsrecht muss im Betrieb durchgesetzt wer-
den durch Anerkennungswahl; erst dann kann die Gewerk-
schaft den Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen auffordern

Individuelle Gewerkschaftsmitgliedschaft Keine individuelle Gewerkschaftsmitgliedschaft; Beschäftigte
können erst Mitglied werden, wenn die Gewerkschaft die
Anerkennungswahl im Betrieb gewonnen und einen Tarif-
vertrag ausgehandelt hat

Betriebliche und Unternehmensmitbestimmung der Arbeit-
nehmer durch Betriebsräte und Aufsichtsräte

Keine Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer; Betriebsräte
existieren nicht

Beschäftigte, die unter Tarifvertrag fallen: ca. 50 Prozent aller
Beschäftigten

Beschäftigte, die unter Tarifvertrag fallen: ca. 10,7 Prozent
aller Beschäftigten

Ein Überblick über einige der wichtigsten Unterschiede:

RECHT
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Telekom: Es ist Zeit zu handeln!
Rich Trumka, Präsident des US-amerikanischen Gewerkschaftsdachverbands AFL-CIO,
der die Kampagne We Expect Better seit langem unterstützt, beantwortet einige Fragen.

►Rich, du hast mehrmals das Verhalten
von T-Mobile US gegenüber den Beschäf-
tigten, die sich bei der CWA organisieren,
kritisiert. Was regt dich an dem Verhalten
auf? Schließlich pflegen ja viele Unter-
nehmen in den USA nicht gerade gute
Beziehungen zu Gewerkschaften.

Rick Trumka: Was so skandalös ist am
Verhalten von T-Mobile US, ist, dass ein
Unternehmen, das in Deutschland auf
konstruktive Beziehungen zur Gewerk-
schaft und Betriebsräten setzt, in den
USA das komplette Gegenteil tut. Es ist

nicht so, dass T-Mobile einfach nur keine
Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft
will und sich aber neutral verhält. Nein,
das Unternehmen hat wiederholt gegen
US-Recht verstoßen, um die Gewerk-
schaft zu unterdrücken. Und das Mutte-
runternehmen, die Deutsche Telekom
AG, hat sich geweigert, an einem von der
OECD empfohlenen Mediationsverfah-
ren teilzunehmen. Das bedeutet, dass
T-Mobile, und im weiteren Sinne die

Deutsche Telekom AG, bewusst die
schwächeren Arbeitsschutzgesetze und
im Vergleich zu Deutschland die deutlich
stärkere Position von Arbeitgebern im
US-amerikanischen System der Arbeits-
beziehungen ausnutzen, um die Beschäf-
tigten ihres Rechts zu berauben, sich zu
organisieren.

►Mit welchen Folgen?

Mitarbeiter bei T-Mobile haben schlicht
nicht die Möglichkeit, sich zusammen-
zuschließen. Sie sind der Willkür des

Arbeitgebers ausgeliefert, der sie häu-
fig schikaniert und einschüchtert, wenn
sie sich für ihre Rechte einsetzen. Das
Unternehmen hat sogar Beschäftigte
entlassen, die versuchten, sich gemein-
sam mit ihren Kolleginnen und Kolle-
gen der Gewerkschaft anzuschließen.
Und trotzdem organisieren sich T-Mo-
bile-Beschäftigte weiterhin. Ich bewun-
dere sie für ihren Mut und Einsatz für
Gerechtigkeit.

Im Übrigen werden T-Mobile US, auch
im Vergleich zu anderen, als sehr arbeit-
nehmerfeindlich bekannten, Unterneh-
men besonders häufig Verstöße gegen
Arbeitsrecht vorgeworfen: Selbst im
Vergleich mit McDonald´s, Walmart
oder Amazon gibt es bei T-Mobile im
Verhältnis zur Mitarbeiterzahl im
Durchschnitt deutlich mehr Beschwer-
den bei der zuständigen Behörde, dem
National Labor Relations Board.

►Was erwartest du vom deutschen Ma-
nagement?

Ich erwarte vom Vorstand der Deut-
schen Telekom AG, dass er allermindes-
tens dafür sorgt, dass sich das Tochter-
unternehmen T-Mobile an US-amerika-
nisches Recht hält, was es derzeit nicht
tut (siehe Seite 6). Wiederholt haben sie
gegen unser Arbeitsrecht verstoßen und
wurden dafür auch verurteilt. Aber das
reicht nicht: Das US-amerikanische Ar-
beitsrecht und die Rechtsprechung in
dem Bereich sind massiv beeinflusst von
Konzernen, die sehr mächtig sind. Ich
erwarte von der Deutschen Telekom,
dass sie nach den Regeln des Anstands
handelt, wie viele deutsche und andere
ausländische Unternehmen auch. Es ist
Zeit, dass sie einen Tarifvertrag mit der
zuständigen Gewerkschaft und ein Glo-
bales Rahmenabkommen für alle Toch-
tergesellschaften weltweit verhandelt.

Die Quintessenz ist: Die Beschäftigten
brauchen die Freiheit, sich zusammenzu-
schließen, um eine faire Gegenleistung
für ihre Arbeit auszuhandeln.

Rich Trumka, Präsident des AFL-CIO,
fordert von der Deutschen Telekom:

„Es ist Zeit, dass sie einen Tarif-
vertrag mit der zuständigen
Gewerkschaft und ein Globales
Rahmenabkommen für alle
Tochtergesellschaften weltweit
verhandelt.“
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Der Vorstand handelt scheinheilig
Jupp Bednarski, Vorsitzender des Konzernbetriebsrats der Deutschen Telekom AG,
über die Verantwortung des deutschen Vorstands für die Situation bei der T-Mobile US.

Es ist unerträg-
lich: Der Vor-
stand der Deut-
schen Telekom
verschließt seit
Jahren die Augen
vor dem, was bei
der T-Mobile US
passiert. Dieses
Verhalten ist völ-
lig inakzeptabel und schlicht scheinhei-
lig: Einerseits brüstet sich der Vorstand
mit der T-Mobile US, die derzeit für ei-
nen großen Teil des Umsatzes und des
Gewinns im Konzern verantwortlich ist.
Der Vorstand und auch der Vorstands-
vorsitzende Tim Höttges persönlich ha-
ben wiederholt betont, dass die DT AG
die T-Mobile US kontrolliert und, wie bei
den Frequenzauktionen, finanziell maß-
geblich unterstützt, was durchaus zu-
trifft: Die Deutsche Telekom AG hält fast
zwei Drittel der Aktien an der T-Mobile,
und das Geschäftsergebnis der T-Mobile
US findet deutlich Niederschlag in der
Bilanz der DT AG. Die Deutsche Telekom
ernennt acht von elf Mitgliedern des
Boards der T-Mobile US und stellt mit

Tim Höttges auch den Vorsitzenden des
Boards – ähnlich einem Aufsichtsrat. Die-
se acht Boardmitglieder können ohne
Zustimmung der anderen Mitglieder des
Boards zum Beispiel Satzungsänderun-
gen vornehmen. Durch ihre gesell-
schaftsrechtliche Einflussnahme be-
herrscht die Deutsche Telekom die T-Mo-
bile US wie eine „unselbstständige“
Unternehmensgesellschaft des Konzerns
in Deutschland.

Sobald es um Arbeitnehmerrechte
geht, zieht sich der deutsche Konzern-
vorstand jedoch konsequent aus der
Verantwortung. Auf die wiederholten
Hinweise auf die Verletzung von Arbeit-
nehmerrechten und Unterdrückung der
Gewerkschaft CWA durch die T-Mobile
US und die Aufforderung, dies einzustel-
len – unter anderem durch Kolleginnen
und Kollegen aus Deutschland und den
USA bei der jährlichen Aktionärsver-
sammlung hier in Deutschland – hat sich
der Vorstand immer wieder für nicht
zuständig erklärt. Er verweist stattdes-
sen gebetsmühlenartig auf das Manage-
ment in den USA. Dabei argumentiert
er, diese Fragen seien Teil des „operati-

ven Geschäfts“ der formal eigenständi-
gen Aktiengesellschaft T-Mobile US, und
in dieses mische man sich nicht ein. Al-
lerdings ist es mehr als fragwürdig, Ein-
griffe in Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechte als „operatives Geschäft“
zu bezeichnen, zumal die Sozialcharta
der DT AG den Schutz dieser Rechte ex-
plizit für alle Konzerneinheiten welt-
weit postuliert.

Das Mindeste, was von der Deutschen
Telekom erwartet werden kann, ist doch,
dass sie sich an die eigenen Vorgaben
und Prinzipien hält, die sie sich in der So-
zialcharta und ihren Corporate Social
Responsibility Prinzipien gegeben hat.
Darin verpflichtet sie sich, die Vereini-
gungsfreiheit sowie das Recht auf Kollek-
tivverhandlungen der Beschäftigten zu
respektieren. Bisher steht das allerdings
nur auf dem Papier, zumindest in den
USA ist die Realität eine andere. Und
wollen wir im Ausland das Bild eines un-
fairen, willkürlich agierenden deutschen
Unternehmens abgeben? Doch sicher
nicht! Deshalb muss das deutsche Ma-
nagement – im Interesse des Konzerns
Deutsche Telekom – endlich handeln!
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In der Sozialcharta und den Richtlinien
zu Employee Relations verpflichtet sich
die Deutsche Telekom AG konzernweit
zur Einhaltung der Menschenrechte in-
klusive der ILO-Kernarbeitsnormen, na-
mentlich der Vereinigungsfreiheit und
des Rechts auf Kollektivverhandlungen
der Beschäftigten – Richtlinien, die sie in
der Praxis jedoch nicht einhält.
„Die Deutsche Telekom (…) anerkennt
das Grundrecht auf Vereinigungsfreiheit
sowie das Recht auf Kollektivverhandlun-
gen im Rahmen der nationalen Regelun-
gen und bestehender Vereinbarungen.
Die Deutsche Telekom bekennt sich dar-
über hinaus zu offener und vertrauens-
voller Zusammenarbeit mit demokratisch

legitimierten Arbeitnehmervertretungen
auf der Basis eines konstruktiven sozialen
Dialogs und mit dem Ziel eines fairen In-
teressenausgleichs.“ (Sozialcharta „Men-
schenrechtkodex und soziale Grundsät-
ze“, letzterer gültig ab November 2017)

„Wir respektieren und erkennen das
Recht auf Vereinigungsfreiheit sowie auf
Kollektivverhandlungen im Rahmen der
jeweiligen nationalen Regelungen, Ge-
bräuche und bestehenden Vereinbarun-
gen an. Wir werden unsere Beschäftig-
ten weder an der Ausübung dieser Rech-
te hindern noch einschränken oder dazu
zwingen. Es wird keine Androhung von
Repressalien oder Gewalt und kein Ver-

sprechen von Vorteilen bei Äußerung
von Ansichten, Argumenten oder Mei-
nung gegenüber Beschäftigten geben,
die ihr Recht auf Selbstorganisation aus-
üben.“ (Konzernrichtlinie zu Employee
Relations, Oktober 2013)

„Die Deutsche Telekom ist bestrebt, die
internationalen Standards einzuhalten
und auch dann keine Menschenrechte zu
verletzten, wenn es an entsprechenden
nationalen Gesetzen und Vorschriften
und/oder deren Umsetzung fehlt bzw.
wenn diese keinen ausreichenden Schutz
gewährleisten.“ (Menschenrechtkodex
und soziale Grundsätze, gültig ab No-
vember 2017)

Selbstverpflichtung ohne Pflicht?
SOZIALCHARTA DER DEUTSCHEN TELEKOM

BETRIEBSRAT
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Viele DAX-Unternehmen sowie andere große deutsche
Konzerne haben sich in Globalen Rahmenabkommen
zur Einhaltung international verbriefter Arbeitnehmer-
und Gewerkschaftsrechte verpflichtet. Zu den größten
deutschen Unternehmen zählen: VW, Siemens, Rhein-
metall, MAN, ThyssenKrupp, Daimler, Hochtief, BMW,
Bosch, Tchibo, Faber-Castell, Staedtler, Metro Group,
RAG, Freudenberg, GEA.

Beispiele aus Globalen Rahmenabkommen hinsichtlich
Koalitionsfreiheit:

ThyssenKrupp und Arbeitnehmer- bzw. Gewerkschaftsvertreter
sollen demokratische Grundprinzipien einhalten, um sicherzu-
stellen, dass die Mitarbeiter eine freie und faire Entscheidung
treffen können, ob sie eine Interessenvertretung bilden oder
einer beitreten wollen, und dass in einem solchen Fall die freie

Entscheidung für einen Vertreter ihrer eigenen Wahl erfolgen
kann. Das Unternehmen und die Führungskräfte haben sich
neutral zu verhalten und dürfen nicht auf die freie Wahl der
Mitarbeiter Einfluss nehmen, indem sie Druck ausüben oder in
sonstiger unzulässiger Weise intervenieren.

(GRA ThyssenKrupp – IndustriAll)

MAN erkennt das Recht an, sich gewerkschaftlich zu organi-
sieren. Bei Organisationskampagnen verhalten sich Unter-
nehmen und Führungskräfte neutral; die Gewerkschaften
und das Unternehmen halten demokratische Grundprinzipi-
en ein und stellen damit sicher, dass die Beschäftigten eine
freie Entscheidung treffen können. Ebenso achtet MAN das
Recht der Beschäftigten, betriebliche Interessenvertretungen
zu wählen.

(GRA MAN – Internationaler Metallgewerkschaftsbund)
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Global in der Pflicht
GLOBALE RAHMENABKOMMEN

„In UNI haben wir mit vielen Gewerk-
schafts- und Arbeitnehmerrechtsverstö-
ßen durch multinationale Unternehmen
zu tun. Aber die Deutsche Telekom AG ist
ein besonders schwerwiegender Fall, weil
die Doppelstandards, mit der das Unter-
nehmen seine Beschäftigten behandelt,
so eklatant sind: Während die Telekom in

Deutschland und anderen europäischen
Ländern auf konstruktive Beziehungen
zur Gewerkschaft setzt, wird in den USA
alles darangesetzt, eine gewerkschaft-
liche Organisierung der Beschäftigten zu
verhindern. Es gibt im Gegensatz dazu
andere multinationale Unternehmen, die
zeigen, dass sich auch in den USA gute
Beziehungen mit Gewerkschaften entwi-
ckeln lassen. UNI hat in diesen Fällen die
Konzernleitungen von den Vorteilen der
Einhaltung internationaler Standards in
allen Unternehmensteilen überzeugt und
wir haben Globale Rahmenabkommen
dazu abgeschlossen, wie z.B. mit der Me-
tro Group oder H&M sowie den Telekom-
munikationsunternehmen Orange und
Telefónica. Die Deutsche Telekom AG hat

sich allerdings wiederholt geweigert, mit
uns ein Globales Abkommen abzuschlie-
ßen – weil sie die USA aus einem Abkom-
men ausnehmen wollen! Dafür habe ich
kein Verständnis! Man kann doch die
Einhaltung der grundlegenden Rechte
von Beschäftigten nicht davon abhängig
machen, wo jemand lebt und arbeitet.
Die Telekom ist auf Grundlage weltweit
anerkannter Standards und Richtlinien
der Internationalen Arbeitsorganisation
(IAO), OECD und der Vereinten Nationen
(UN) dazu verpflichtet, die Einhaltung
von grundlegenden Gewerkschaftsrech-
ten in allen Tochtergesellschaften sicher-
zustellen. Endlich ein Globales Rahmen-
abkommen mit UNI zu verhandeln wäre
der beste Weg dorthin.“

„Dafür habe ich kein Verständnis“
MEIN STANDPUNKT

Alke Boessiger
Stellvertretende
Generalsekretärin
UNI Global Union
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Verantwortung übernehmen –
nicht nur in Deutschland
Lieferketten werden länger, Unter-
nehmen agieren transnationaler.
Und ihre Verantwortung bleibt da-
bei auf der Strecke? Das kann so
nicht sein.

VON REINER HOFFMANN

Unternehmensverantwortung – oder das
englischsprachige Äquivalent corporate
(social) responsibility – sollte mehr sein
als ein geflügeltes Wort in Sonntagsre-
den oder in Hochglanzbroschüren zur
Nachhaltigkeit im Unternehmen. Vor
allem aber, Unternehmensverantwor-
tung sollte nicht an nationalstaatlichen
Grenzen Halt machen. Das zeigt das Bei-
spiel der Koalitionsfreiheit.

In Deutschland ist die Koalitionsfrei-
heit (vereinfacht: das Recht, sich zur
Wahrung und Förderung der Arbeitsbe-
dingungen zusammenzuschließen) ein
verfassungsmäßig garantiertes Grund-
recht. So stellen auch deutsche Unter-
nehmen dieses Grundrecht nicht infrage
– zumindest nicht öffentlich und nicht in
Deutschland.

Viele stehen auch im Ausland zu ihrer
Verantwortung und vereinbaren Min-
deststandards für gute Arbeitsbedingun-
gen und die Einhaltung internationaler
Arbeitsnormen an ihren Standorten
weltweit. So haben Unternehmen wie
Siemens, VW, die Metro Group, Daimler
oder ThyssenKrupp Globale Rahmen-
abkommen (GRA) mit den zuständigen
globalen Gewerkschaftsföderationen
ausgehandelt (siehe Beiträge auf Seite
10). In derartigen Rahmenabkommen –
inzwischen gibt es über 100 Vereinba-
rungen – werden Standards zum Beispiel
in Bezug auf Arbeitsbedingungen sowie
Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrech-
te, insbesondere eben das Recht auf Ko-
alitionsfreiheit, festgelegt.

Aber Verantwortung über nationale
Grenzen hinaus muss nicht notwendiger-
weise die Form eines GRA einnehmen.
Einige Unternehmen legen selbstständig
– bzw. auf Druck der jeweiligen Gewerk-
schaften – eigene Standards für verant-
wortungsvolles Unternehmenshandeln
über Grenzen hinweg fest. Vordringlich
ist nicht, wie die Standards festgelegt

werden, sondern ob das Unternehmen
sie einhält bzw. vorlebt.

Ein Negativbeispiel ist die Deutsche
Telekom, die sich leider noch immer aus
der Verantwortung für die eklatanten
Verstöße gegen internationale Normen
wie die Vereinigungsfreiheit bei ihrer
Tochter T-Mobile US stiehlt! Seit 2001
gehört T-Mobile US zum Telekomkon-
zern. Und noch heute müssen Gewerk-
schaftsunterstützer in den USA mit
schlechteren Dienstplänen, unbeliebte-
ren Schichten, mit Abmahnungen und
sogar mit Kündigungen rechnen. Nur
weil sie für die Gewerkschaft sind. Das ist
illegal, selbst in den USA, wo die Ge-
werkschaftsrechte weit weniger umfas-
send sind als in Deutschland.

Die Kampagne „We Expect Better“
dokumentiert zum einen die langjährige
Weigerung der Deutschen Telekom, Ver-
antwortung in den USA zu übernehmen,
und drückt allein schon in ihrem Namen
aus, was die Beschäftigten in den USA
erwarten: Besseres.

Wie es besser geht, zeigt exempla-
risch der Automobilzulieferer Kirch-

hoff. Auch in dessen fünf Werken in
den USA wurde die Gewerkschaft Uni-
ted Autoworkers (UAW) systematisch
bekämpft. Die IG Metall wandte sich
direkt an Firmenchef Arndt Kirchhoff.
Dieser erinnerte sich offensichtlich an
seine Verantwortung als Unternehmer
– mit dem Ergebnis, dass gewerkschaft-
liche Anerkennungswahlen an allen
fünf Standorten durchgeführt werden
konnten und Tarifverträge ausgehan-
delt wurden.

Unternehmensverantwortung muss
gelebt werden, sonst bleibt sie nur eine
Erwähnung in Sonntagsreden. Daran
sollte sich die Deutsche Telekom AG bei-
zeiten erinnern.
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Reiner Hoffmann
Vorsitzender des
Deutschen
Gewerkschafts-
bundes
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Das Verhalten der T-Mobile US und das Wegschauen des Mutterkonzerns
Deutsche Telekom AG mögen ein extremes Beispiel für das Wegducken
aus der Verantwortung von Unternehmen in ihren ausländischen Tochter-
gesellschaften sein. Das einzige Beispiel sind sie aber nicht: Sowohl
tarifvertragliche Regelungen zur Unternehmensverantwortung für
Arbeitsbedingungen und Gewerkschaftsrechte als auch Arbeitsgesetz-
gebung zum Schutz von Beschäftigten – die meist auch erst auf Druck von
Gewerkschaften umgesetzt wurde – enden an nationalstaatlichen Gren-
zen, weil auch Arbeitgeber historisch meist im Rahmen von National-
staaten agierten.

VON FRANK BSIRSKE

In einer Zeit, in der Unternehmen zu-
nehmend transnational agieren – schon
seit den 1970er-Jahren also! – stößt das
jedoch an Grenzen: Konzerne – die
meisten von ihnen mit Hauptsitz in eu-
ropäischen oder nordamerikanischen
Ländern – sind heute grenzüberschrei-
tend aktiv, haben Standorte oder Toch-
ter- und Beteiligungsgesellschaften im
Ausland und ihre Lieferketten erstre-
cken sich auf den gesamten Globus. Da-
bei fühlen sich die Unternehmen – die in
ihrem Heimatland oftmals sozialpartner-
schaftliche Beziehungen zu Gewerk-
schaften pflegen und gute Arbeits-
bedingungen und anständige Löhne
bieten – im Ausland selten an internati-
onale Standards in Sachen Arbeitneh-
mer- und Gewerkschaftsrechte gebun-
den. Und niemand kontrolliert Arbeits-
bedingungen und die Einhaltung von
Arbeitnehmerrechten durch multinatio-
nale Unternehmen (MNU) im Ausland
und entlang ihrer Wertschöpfungsket-
ten: In vielen Ländern sind Arbeitsge-
setzgebung und Gewerkschaften schwä-
cher als im Land des Hauptsitzes – dies
gilt im Übrigen nicht nur für den Globa-

len Süden, sondern zum Beispiel auch
für die USA. Darüber hinaus haben mul-
tinationale Konzerne angesichts der ho-
hen Zahl von Arbeitsplätzen (und den
damit verbundenen Steuereinnahmen),
die sie schaffen, viel Macht gegenüber
Regierungen und Arbeitnehmern. Insbe-
sondere in Ländern, die von hohen Ar-
mutsraten und Arbeitslosenzahlen so-
wie einem großen informellen Sektor
geprägt sind, können sie Arbeitsbedin-
gungen und Löhne diktieren.

Es ist in unserem Interesse

In diesem Kontext müssen wir uns für
anständige Arbeitsbedingungen ent-
lang der Wertschöpfungsketten einset-
zen. Und das nicht nur, weil es der An-
stand gebietet, dass Beschäftigte welt-
weit unter würdigen Bedingungen und
zu fairen Löhnen arbeiten, sondern
auch schlicht aus Eigennutz: Lohndrü-
ckerei und schlechte Arbeitsbedingun-
gen werden auf lange Sicht zu einem
globalen „race to the bottom“, also ei-
ner globalen Absenkung von Sozial-
und Arbeitsstandards führen: Die nied-
rigeren Kosten andernorts werden von
Unternehmen genutzt, um auch bei uns
Druck auszuüben – die niedrigeren

Standards sind also ein unfairer Wettbe-
werb, der auch bei uns auf lange Sicht
zu schlechteren Arbeitsbedingungen,
niedrigeren Löhnen und einer Ein-
schränkung der Mitbestimmung führen
wird. Aber, um das ganz klar zu sagen:
Es ist ein unfairer Wettbewerb der Ar-
beitgeber, die niedrigere Arbeitskosten
anderswo als Druckmittel uns gegen-
über nutzen – nicht der Beschäftigten in
anderen Ländern!

Der Druck auf uns steigt

Das ist nicht nur im produzierenden Ge-
werbe, sondern zunehmend auch in der
Dienstleistungsbranche ein Problem:
Während in der Industrie Standortwett-
bewerb schon lange ein Mittel ist, um
Gewerkschaften und Betriebsräte zu Zu-
geständnissen zu drängen, sind auch
Dienstleistungsunternehmen zunehmend
transnational tätige Konzerne, sei es im
Einzel- oder Online-Versandhandel, im
Telekom/IT-Sektor, im Sicherheitsgewerbe
oder im Post- und Speditionsbereich, um
nur einige zu nennen. Auch hier behan-
deln Konzerne wie Amazon, DHL und Co.
Beschäftigte entlang der Wertschöp-
fungskette oftmals deutlich schlechter als
„zu Hause“ – und üben damit nicht selten
auch Druck auf die Beschäftigten auch im
Heimatland aus. So auch bei der Telekom:
Die Strategie der „One Telekom Europe“
der Deutschen Telekom AG soll auch eine
Verlagerung von bisher in Deutschland
zentral gesteuerten Aufgaben in (südost-)
europäische Staaten ermöglichen – wo
Löhne niedriger sind und Gewerkschaf-
ten, auch von der Telekom, oftmals nicht
anerkannt werden.

Dass diese Entwicklung so nicht wei-
tergehen kann, haben auch die Politik
und Gewerkschaften erkannt. In den
UN-Prinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte und im Nationalen Aktions-
plan der Bundesregierung zu deren Um-
setzung sowie in den OECD-Leitsätzen
für multinationale Unternehmen wird
das Problem der Verantwortung multi-
nationaler Unternehmen in Tochter-
gesellschaften und entlang ihrer Wert-
schöpfungsketten erkannt und Min-
deststandards formuliert. Und dieFo
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„Wir müssen uns für anständige
Arbeitsbedingungen entlang der
Wertschöpfungsketten einsetzen,
auch aus Eigennutz“

Frank Bsirske
Vorsitzender der Gewerkschaft ver.di

Globale Abwärtsspirale stoppen
Internationale Zusammenarbeit wird in der Globalisierung
immer wichtiger

VER.DI
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internationalen Gewerkschaftsdachver-
bände wie UNI Global Union und ihre
Mitgliedsgewerkschaften haben seit Jah-
ren bei einer zunehmenden Zahl multi-
nationaler Konzerne den Abschluss von
Globalen Rahmenabkommen durchge-
setzt, in denen Mindeststandards hin-
sichtlich Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechten an allen Standorten und
Tochterunternehmen, und manchmal
sogar Zulieferern, festgelegt werden.
Auch geben sich große Unternehmen
heute meist eigene Codes of Conduct
oder Sozialchartas.

Wenngleich das ein wichtiger Schritt
in die richtige Richtung ist – das Problem
ist: Auch die wohlklingendsten Globalen
Rahmenabkommen sowie Codes of Con-
duct und andere Selbstverpflichtungen
allein nützen wenig ohne starke Ge-
werkschaften. Denn es sorgt niemand
dafür, dass Absichtserklärungen und
Selbstverpflichtungen auch eingehalten
werden. Die Stärkung von Gewerkschaf-
ten muss deshalb elementarer Bestand-
teil einer Strategie zur Durchsetzung
humaner Arbeitsstandards in MNU und
entlang von Wertschöpfungsketten sein.
Die grenzüberschreitende Vernetzung

und der Austausch mit Gewerkschaften,
die Beschäftigte in multinationalen Kon-
zernen oder deren Zulieferern vertreten,
sind hierbei zentral. Allein werden Ge-
werkschaften in vielen dieser Länder an-
gesichts der Rahmenbedingungen vor
Ort nur schwer die Einhaltung internati-
onaler Normen durchsetzen können.
Deshalb arbeiten wir als ver.di in einer
Vielzahl von Branchen mit Gewerkschaf-
ten innerhalb multinationaler Konzerne
und entlang von Lieferketten zusam-
men.

Gemeinsam über Grenzen hinweg

Bei DHL kooperieren wir unter anderem
eng mit den Kollegen in der Türkei und
in den USA, da sich der deutsche Kon-
zern im Ausland offenbar nicht an inter-
nationale Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechtstandards gebunden fühlt.
Mit der Metro Group haben wir zusam-
men mit UNI Global Union ein Globales
Rahmenabkommen ausgehandelt, und
wir unterstützen das sogenannte Textil-
bündnis des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit, das
die Arbeitsbedingungen in der globalen
Textilindustrie verbessern will. Im Ex-

Chains-Netzwerk unterstützen wir den
Austausch von deutschen H&M-Beschäf-
tigten mit den Produzent/innen der Klei-
dung zum Beispiel in Bangladesch. Und
bei der Deutschen Telekom arbeiten wir
neben unseren US-amerikanischen Kol-
leginnen und Kollegen der Communica-
tions Workers of America (CWA) auch
mit den Gewerkschaften in europäischen
Tochtergesellschaften zusammen, um
der Europäisierung der Telekom eine Eu-
ropäisierung der Gewerkschaften entge-
genzusetzen.

Derartige gewerkschaftliche Initiati-
ven sind unabdingbar, um in Zeiten ei-
ner globalen Wirtschaft globale Min-
deststandards für Beschäftigte durchzu-
setzen und den „race to the bottom“ zu
stoppen. Allerdings muss auch die Poli-
tik noch stärker als bisher aktiv werden:
Normen zur Verantwortung von MNU
und entlang der Wertschöpfungsketten,
wie sie in den OECD-Leitsätzen und im
Nationalen Aktionsplan der Bundesre-
gierung formuliert werden, müssen von
wohlklingenden, aber zahnlosen Pa-
piertigern zu gesetzlichen – und sank-
tionsbewährten! – Vorgaben gemacht
werden.
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Donald Trump warb im Präsident-
schaftswahlkampf damit, US-ameri-
kanische Arbeitnehmer zu schützen,
die US-amerikanische Wirtschaft
„wieder groß“ zu machen und gute
Jobs zu schaffen. Auch deshalb ge-
wann er viele Stimmen unter (vor
allem weißen und männlichen) Ar-
beitnehmern.

VON JENNY JUNGEHÜLSING

Gut anderthalb Jahre nach seiner Wahl
ist die Bilanz düster: Die bisherige Regie-
rung Trump zeichnet sich vor allem durch
massive Angriffe auf Arbeitnehmerrech-
te und Gewerkschaften aus. Das links-
liberale Online-Magazin Slate spricht
von der „schnellstmöglichen Einäsche-
rung jeglicher unter Obama eingeführ-
ten Regel“ im Bereich Arbeitsrecht und
-beziehungen durch Trumps Regierung.

Nicht nur lehnt Trump eine Erhöhung
des lächerlich niedrigen bundesweiten
Mindestlohns von 7,25 US-Dollar (ca.
5,85 Euro) kategorisch ab. Auch im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz wurden
eine Reihe von Schutzbestimmungen für
Beschäftigte revidiert. So wurden unter
anderem Bestimmungen aufgehoben,
die Beschäftigten in Betrieben ohne Ta-
rifvertrag die Teilnahme an Inspektionen
der Behörde für Sicherheit und Gesund-
heit am Arbeitsplatz erlaubten, und Ar-
beitgeber wurden der Pflicht enthoben,
genaue Aufzeichnungen von Arbeits-
unfällen zu führen.

Vor allem aber hat Trump durch Per-
sonalentscheidungen Fakten mit lang-
fristigen Folgen geschaffen. Der Arbeits-
minister ebenso wie zwei Neube-
setzungen im fünfköpfigen höchsten
Entscheidungsgremium des National
Labor Relations Board (NLRB), der für die
Einhaltung des Arbeitsrechts zuständi-
gen Behörde, sind massiv antigewerk-
schaftlich eingestellt. Einer von ihnen,
William Emanuel, arbeitete zuvor bei
einer auf Gewerkschaftsbehinderung
und -vermeidung spezialisierten An-
waltskanzlei. Das NLRB hat bereits eine
Reihe folgenreicher Entscheidungen ge-

troffen. Es nahm Gewerkschaften die
Möglichkeit, kleinere Teilbereiche der
Beschäftigten eines Unternehmens zu
organisieren – angesichts des massiven
Union Bustings eine wichtige Option, um
Beschäftigte schrittweise zu organisie-
ren. Die unter Obama eingeführte Ver-
antwortung von Unternehmen, mit den
Beschäftigten von Subunternehmern
über Arbeitsbedingungen zu verhan-
deln, wurde aufgehoben – was vor allem
Millionen von Niedriglohnbeschäftigten
bei Fastfood-Ketten wie McDonald’s
trifft. Durch eine angekündigte massive
Stellenstreichung im ohnehin personell
unterausgestatteten NLRB werden sich
die langen Wartezeiten in der Prüfung
von Arbeitsrechtsverstößen zusätzlich
verlängern.

Die größte Gefahr droht den Gewerk-
schaften aktuell durch eine anstehende
Entscheidung des Supreme Court, des
obersten Gerichtshofs der USA, dessen
Merhheitsverhältnisse sich durch die Er-
nennung des weit rechts stehenden Rich-
ters Neil Gorsuch durch Trump nach
rechts verschoben haben. Bereits im Juni
2018 hat der Supreme Court das Recht
von Beschäftigten, sich gerichtlich gegen
Rechtsverletzungen durch ihren Arbeit-
geber zu wehren, deutlich einge-
schränkt. Es erklärte es für zulässig, dass
Arbeitgeber als Bedingung für die Ein-
stellung bzw. Weiterbeschäftigung von
Mitarbeitern verlangen, dass diese zu-
gunsten eines individuellen Schlich-
tungsverfahrens auf ihr Recht verzich-
ten, Arbeitsstreitigkeiten kollektiv vor
Gericht zu bringen. Bereits 60 Millionen
Beschäftigte mussten derartige „arbitra-
tion agreements“ unterzeichnen. Die
anstehende Entscheidung des Supreme
Court könnte die sogenannte Right to
Work Gesetzgebung im öffentlichen
Dienst durchsetzen. Right to Work – gel-
tendes Recht im Privatsektor bereits in
der Mehrheit der US-Bundesstaaten –
nimmt Gewerkschaften das Recht, von
Beschäftigten, die unter einen ihrer Ta-
rifverträge fallen, unabhängig von einer
Gewerkschaftsmitgliedschaft Beiträge zu
erheben. Nur diejenigen Beschäftigten,

die eine sogenannte „card“ unterschrie-
ben haben und damit formal Gewerk-
schaftsmitglied sind, müssen Beiträge
zahlen. Angesichts der extrem schwieri-
gen Ausgangsbedingungen für Gewerk-
schaften – Tarifverträge können nur ab-
geschlossen werden, wenn eine Mehr-
heit der Belegschaft eines Betriebs für
die Gewerkschaft stimmt, und auch nur
dann können Beschäftigte der Gewerk-
schaft beitreten (siehe Seite 7) – und des
massiven Union Bustings hat dies drama-
tische Auswirkungen, da es einen Anreiz
bietet, aus der Gewerkschaft auszutre-
ten, womit den Gewerkschaften Einnah-
men wegbrechen. Der gewerkschaftliche
Organisationsgrad ist in Right-to-Work-
Bundesstaaten weniger als halb so hoch
wie in den restlichen Bundesstaaten.

Die Trump-Regierung hat mehrfach
ihre Unterstützung für Right to Work
bekräftigt, da diese den Beschäftigten
und Unternehmen mehr Flexibilität
gebe. Unmittelbar nach der Amtseinfüh-
rung Trumps brachten die Republikaner
eine Gesetzesvorlage ins Parlament ein,
um Right to Work bundesweit durchzu-
setzen. Derzeit ist noch unklar, ob bezie-
hungweise wann dies geschieht. Jedoch
verhandelt der Supreme Court seit Feb-
ruar 2018 über die Einführung im öffent-
lichen Dienst. Eine Entscheidung wird für
Sommer erwartet. Angesichts der Zusam-
mensetzung des Gerichts – insbesondere
durch Trumps Ernennung des weit rechts
stehenden Neil Gorsuch –, ist eine Ent-
scheidung zugunsten der Gewerkschaf-
ten höchst unwahrscheinlich. Für die
US-amerikanischen Gewerkschaften, de-
ren Mitglieder zur Hälfte im öffentlichen
Dienst beschäftigt sind, hätte das drama-
tische Folgen.

Jenny
Jungehülsing

CWA-Koordina-
torin der

Kampagne WE
EXPECT BETTER
in Deutschland
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Bilanz der Trump-Präsidentschaft:

Angriffe auf Arbeitnehmer- und
Gewerkschaftsrechte

US-REGIERUNG
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Beate Müller-Gemmeke besuchte
2015 auf Einladung der CWA ge-
meinsam mit einer ver.di-Delega-
tion die USA, um sich über die
Situation bei der T-Mobile US zu in-
formieren.

„Ich war fassungslos. Allein schon we-
gen der Behandlung, die ich erfuhr:
Ich hatte vorab schriftlich beim Vor-
standsvorsitzenden der Deutschen Tele-
kom AG, Herrn Höttges, um Erlaubnis
gebeten, die Callcenter besuchen zu
dürfen. Die Anfrage wurde an das loka-
le Management vor Ort weitergeleitet,
welches sie schroff ablehnte. Ich wurde
dann vor Ort tatsächlich nicht einge-
lassen, sondern unter der Drohung,
die Polizei zu rufen, des Geländes
verwiesen.

Vor allem ging mir das Bild unter die
Haut, dass sich mir durch Beobachtun-
gen und in Gesprächen mit T-Mobile-Be-

schäftigten und Hauptamtlichen der
CWA bot. Den Beschäftigten war es ver-
boten, sich öffentlich negativ über
T-Mobile zu äußern oder sich unterein-
ander über die Arbeitsbedingungen
auszutauschen. Und sie wurden perma-
nent beobachtet – insbesondere, wenn
die Gewerkschaft vor der Tür stand.
Auch in den Gesprächen, die ich mit
Callcenter-Beschäftigten durch den
Zaun führte, der den Parkplatz vom
T-Mobile-Gelände trennte – auf das Ge-
lände konnte ich ja nicht – wurde mir
klar, dass die Mitarbeiter/-innen Angst
hatten: Sie ließen sich kaum zu klaren
Aussagen bewegen, und nur wenige
trauten sich, Flugblätter der CWA anzu-
nehmen.

Es ist nicht tolerierbar, dass sich das
Tochterunternehmen eines ehemaligen
Staatskonzerns, an dem die Bundesrepu-
blik Deutschland noch immer rund ein
Drittel der Aktien hält, derart verhält!

Ich habe deshalb bereits zwei schriftliche
Anfragen an die Bundesregierung ge-
stellt und sie zum Handeln aufgefordert
– leider ohne Erfolg: In ihren Antworten
scheint das Finanzministerium eins zu
eins die Position der Deutschen Telekom
AG zu übernehmen, die wiederum beim
Management der T-Mobile US ab-
schreibt. Ich bleibe dabei: Ein großes
deutsches Unternehmen hat die Verant-
wortung, dass sich auch die Beteiligungs-
gesellschaften im Ausland anständig
verhalten.“

„Die Angst der T-Mobile-Beschäftigten
ging mir unter die Haut“

MEIN STANDPUNKT

Beate Müller-
Gemmeke,

Bundestags-
abgeordnete
Bündnis 90/
Die Grünen
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►Herr Oppermann, in den vergangenen
Jahren wurde von den Gewerkschaften
und Nichtregierungsorganisationen,
aber auch von den Sozialdemokraten,
wiederholt gefordert, dass sich die Bun-
desregierung dafür einsetzen muss, dass
deutsche Unternehmen im Ausland
Menschen- und Arbeitnehmerrechte
achten. Warum sehen Sie die Bundesre-
gierung in der Pflicht?

Thomas Oppermann: Global agierende
Unternehmen müssen natürlich auch
global Menschen- und Arbeitnehmer-
rechte respektieren. Hierzu gehören auf
jeden Fall die Kernarbeitsnormen der
Internationalen Arbeitsorganisation ILO,
u.a. die Vereinigungsfreiheit und das
Recht auf Kollektivverhandlungen. Das
gilt sowohl für Lieferketten von Unter-
nehmen als auch, und natürlich erst
recht, für von ihr kontrollierte Tochter-
unternehmen im Ausland. Die Vereinten
Nationen haben hierzu 2011 klare Leit-
prinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte beschlossen. Auch die OECD-Leit-
sätze für Multinationale Unternehmen
betonen die Verantwortung und Sorg-
faltspflicht der Mutterkonzerne für ihre
Tochterunternehmen sowie für ihre
Wertschöpfungsketten.

►Was hat das mit der Bundesregierung
zu tun?

Die Erfahrung zeigt, dass viele Unterneh-
men nicht von sich aus handeln: Insbe-
sondere da, wo keine starken Gewerk-
schaften und zivilgesellschaftliche Grup-
pen existieren, die die Einhaltung von
Menschen- und Arbeitnehmerrechtsstan-
dards durchsetzen könnten, ist es oft-

mals recht einfach, durch die Nichtein-
haltung dieser Rechte im Ausland Kosten
zu senken. Deshalb ist die Politik ge-
fragt.

►Auf welcher Rechtsgrundlage kann sich
die deutsche Politik hier einmischen?

Eine der drei Säulen der erwähnten
UN-Prinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte ist die Pflicht des Staates,
die Menschenrechte zu schützen. Die
Rechte von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern sind hier ausdrücklich ein-
bezogen. Auch die Bundesregierung
bekennt sich zur Förderung von Nach-
haltigkeitsstandards in globalen Liefer-
ketten einschließlich besserer Arbeits-
bedingungen. Für die Umsetzung der
UN-Prinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte in Deutschland haben wir
2016 einen Nationalen Aktionsplan aus-
gearbeitet und eine Reihe von Maßnah-
men formuliert, um Lieferketten nach-
haltig zu machen.

►Worum geht es dabei konkret?

In diesem Aktionsplan ist ausdrücklich
festgehalten, dass deutsche Unterneh-
men im Ausland nachteilige Auswirkun-
gen auf die Menschenrechte verhüten
und mildern müssen und dass Gewerk-
schaften und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen in die Umsetzung unterneh-
merischer Sorgfalt vor Ort einbezogen
werden. Deshalb sollen Unternehmen
z. B. Überprüfungsmechanismen und Be-
schwerdeverfahren einrichten und inter-
ne Zuständigkeiten für die menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten definieren.
In der Praxis ist aber bisher noch zu we-
nig passiert.

►Welche Möglichkeiten hat die Bundes-
regierung, dafür zur sorgen, dass Unter-
nehmen im Ausland Menschen- und Ar-
beitnehmerrechte respektieren?

Zunächst einmal muss die Bundesregie-
rung, und auch die Bundeskanzlerin per-
sönlich, ihren Worten Taten folgen las-

sen: Sie müssen den Nationalen Aktions-
plan ernst nehmen und dafür Sorge
tragen, dass die darin formulierten An-
sprüche auch umgesetzt werden.

Ich würde aber noch einen Schritt
weiter gehen. Das im derzeitigen Natio-
nalen Aktionsplan zur Umsetzung der
unternehmerischen Sorgfaltspflicht vor-
gesehene Instrument ist die freiwillige
Selbstverpflichtung von Unternehmen.
Bisher sind freiwillige Selbstverpflichtun-
gen in dem Bereich aber weit hinter den
Erwartungen zurückgeblieben. Deshalb
müssen wir in einem nächsten Schritt
prüfen, ob wir sie durch einen gesetz-
lichen Rahmen ersetzen müssen. Es ist
aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion
notwendig, menschenrechtliche Sorg-
faltspflichten als einen festen Bestand-
teil der Risikobewertung von Unterneh-
men vorzuschreiben.

Darüber hinaus hat die Bundesregie-
rung verschiedene weitere Druckmittel,
z. B. können in der öffentlichen Beschaf-
fung Aufträge an die Einhaltung der
unternehmerischen Sorgfaltspflicht bei
ausländischen Tochtergesellschaften ge-
koppelt werden. Oder zumindest könn-
ten solche Unternehmen, die sich frei-
willig zur Achtung der ILO-Kernarbeits-
normen verpflichten, bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge bevorzugt werden.
Gleiches gilt für die Außenwirtschafts-
förderung, z. B. bei Hermesbürgschaften.
Auch die UN-Leitprinzipien sehen es als
ein Instrument vor, Unternehmen die
Sorgfaltspflicht in Bezug auf die Wah-
rung der Menschenrechte zur Auflage zu
machen.

►Wie sehen Sie den aktuellen Fall der
Deutschen Telekom und ihrer Tochter
T-Mobile US?

Die Tochter T-Mobile US der Deutschen
Telekom hat ein sehr gespanntes Ver-
hältnis zur zuständigen Gewerkschaft,
der Communications Workers of Ameri-
ca, die versucht, die Beschäftigten ge-
werkschaftlich zu organisieren.

►Was ist Ihre konkrete Forderung?

Bundesregierung ist in der Pflicht
Thomas Oppermann, Vizepräsident des Deutschen Bundestages, fordert im Interview
mit KOMM Extra mehr Engagement der Politik für die Einhaltung von Arbeitnehmer-
rechten bei deutschen Unternehmen im Ausland.
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Vizepräsident des
Deutschen
Bundestages
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Natürlich haben die Arbeitnehmer ein
Recht, sich gewerkschaftlich zu organi-
sieren. Ich hoffe sehr, dass der Konflikt
mit T-Mobile US in einem sozialpartner-
schaftlichen Sinn gelöst werden kann.
Auch hier gilt, dass sich die Bundes-
regierung gemäß ihres Nationalen
Aktionsplans für die Einhaltung von
Arbeitnehmerrechten bei den Tochter-
und Beteiligungsgesellschaften deut-
scher Unternehmen im Ausland ein-
setzen muss.

►Sie waren 1977 als Freiwilliger für Ak-
tion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF)
in den USA und haben sich dort gegen
Ausbeutung von Arbeiterinnen und Ar-
beitern engagiert. Welche Erfahrungen
haben Sie damals gemacht?

Ich engagierte mich damals bei den Uni-
ted Farm Workers (UFW). Das war eine
junge Gewerkschaft, die unter Leitung
von Cesar Chavez vorwiegend hispano-
amerikanische Landarbeiter in Kalifor-
nien, später auch in Florida und an der
Ostküste, zu organisieren versuchte. Die
Landarbeiter wurden in den Plantagen
der Agrarkonzerne hemmungslos ausge-
beutet, hatten keine Krankenversiche-
rung und waren zum Teil extrem gefähr-

lichen Arbeitsbedingungen ausgesetzt.
Kinderarbeit war weit verbreitet.

►Wie sind Sie damals vorgegangen?

Spontane Streiks waren zumeist erfolg-
los, weil die Plantagenbesitzer gewalttä-
tig dagegen vorgingen und jederzeit in
der Lage waren, genügend Streikbrecher
anzuheuern. Als ich im März 1977 in
New York ankam, traf ich dort in einem
von einer Kirche zur Verfügung gestell-
ten Haus in Manhattan 20 junge ameri-
kanische Freiwillige im Collegealter, die
mit Hilfe eines Pastors und eines erfah-
renen Organizers einen Konsumenten-
boykott in New York aufbauen sollten.

Boykottaktionen waren nach dem Na-
tional Labor Relations Act (NLRA) gesetz-
lich verboten, die Landarbeiter fielen
jedoch nicht unter dieses Gesetz. Diese
Lücke, die ursprünglich dem Schutz klei-
ner Familien-Farmer diente, hat die UFW
ausgenutzt.

Die großen US-weiten Boykottaktio-
nen gegen Weintrauben und Gallo Wine
lagen zwar schon einige Jahre zurück,
wir konnten gleichwohl mit unseren Ak-
tivitäten in den Großstädten immer wie-
der erfolgreich Druck auf Agrarunter-
nehmen ausüben. Nach wochenlangen

picket lines vor dem Quartier des Versi-
cherungsunternehmens Connecticut Mu-
tual Life Insurance, das an einer großen
Zitrusplantage in Kalifornien beteiligt
war, lenkte das Unternehmen ein und
schloss einen Tarifvertrag mit den Land-
arbeitern ab.

►Wie stark haben Sie diese Erfahrungen
in den USA geprägt?

Der Friedensdienst hat in mir einen neu-
en Berufswunsch geweckt: Ich wollte
mich stärker engagieren. Ich hatte ge-
lernt, dass sich soziale Gerechtigkeit nicht
von selbst einstellt, sondern immer das
Ergebnis politischer Einmischung ist. Ich
entschied mich nach reiflicher Überle-
gung für ein Studium der Rechtswissen-
schaften. Während des Jura-Studiums in
Göttingen engagierte ich mich dann in
der Hochschulpolitik und bei der Mieter-
beratung. Ganz gewiss waren auch die
auf meinen Friedensdienst folgenden
Lebensabschnitte spannend und frucht-
bar. Nichts hat mich indessen so stark ge-
prägt wie der Dienst als Freiwilliger bei
Aktion Sühnezeichen Friedensdienste.

►Herr Oppermann, wir danken für das
Gespräch.
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Informationen zur Kampagne:

www.WeExpectBetter.org
www.facebook.com/WirErwartenBesseres

Der Newsletter zur Kampagne We Expect Better kann hier bestellt werden:
www.weexpectbetter.org

oder per E-Mail an: jjungehuelsing@cwa-union.org

Kontakt:
Ado Wilhelm: ado.wilhelm@verdi.de, Telefon: 0171 3 32 04 37
Jenny Jungehülsing: jjungehuelsing@cwa-union.org, Telefon: 030-69 56 24 32

Jenny
Jungehülsing

CWA-Koordina-
torin der

Kampagne WE
EXPECT BETTER
in Deutschland
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Die Communications Workers of
America (CWA) nehmen die gesam-
te Mobilfunkbranche in den Blick
um die Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen unternehmens-
übergreifend zu verbessern. Im Ja-
nuar 2018 gründete die CWA das
Netzwerk „Wireless Workers Uni-
ted“. Darin sind Beschäftigte der
drei größten Mobilfunkanbieter
AT&T Mobility, Verizon Wireless und
T-Mobile zusammengeschlossen,
um Kräfte zu bündeln und sich ge-
meinsam für bessere Arbeitsbedin-
gungen in der Mobilfunkbranche
einzusetzen.

VON JENNY JUNGEHÜLSING

Unter anderem werden Beschäftigte von
AT&T – für die die CWA bereits einen Ta-
rifvertrag ausgehandelt hat – selbst zu
Organizer/-innen und helfen, die Kolle-
ginnen und Kollegen bei Verizon und
T-Mobile über die Vorteile gewerkschaft-
licher Organisierung und eines Tarifver-
trags aufzuklären.

Das Ziel, Bedingungen in der gesam-
ten Branche zum Positiven zu verändern
und die unternehmensübergreifende
Mobilisierung der Beschäftigten zu die-

sem Ziel, sind in den USA, wo Tarifverträ-
ge fast ausschließlich auf der Ebene ein-
zelner Unternehmen oder sogar nur
Teilbereichen von Unternehmen abge-
schlossen werden und Branchentarifver-
träge undenkbar scheinen, geradezu
revolutionär.

Auf einer Branchenkonferenz trafen sich
im Januar 2018 mehrere hundert Be-
schäftigte aus Servicecentern, Shops so-
wie Techniker der drei großen Mobil-
funkanbieter, um sich auszutauschen
und notwendige Veränderungen zu dis-
kutieren. Eric Daum, Vorsitzender des
Gesamtbetriebsrats der Deutsche Tech-
nik Service GmbH, nahm an der Konfe-
renz teil, überbrachte solidarische Grüße
und diskutierte mit den US-amerikani-
schen Kolleg/-innen über Unterschiede
und Gemeinsamkeiten in der Branche
beidseits des Atlantiks. Die Unterschiede
seien teilweise enorm: „Es ist Wahnsinn,
unter welchem Druck die Kolleginnen
und Kollegen in den USA stehen. Sie
werden ständig bei der Arbeit über-
wacht und kontrolliert, erfahren ihre
Schichteinteilung oft sehr kurzfristig und
haben sogar Angst, sich krank zu mel-
den, weil sie um ihren Job fürchten!

Auch ist es passiert, dass Kollegen, die
die Gewerkschaft unterstützen, genau
beobachtet und drangsaliert werden.“

Auf der Konferenz wurde ein „State-
ment of Principles“, eine Grundsatzerklä-
rung zu dem, was hierzulande als „Gute
Arbeit“ in der Branche bezeichnet wür-

de, verabschiedet. Darin werden u.a.
transparente Kriterien für Schichteintei-
lungen und Provisionen, ein Ende von
Druck und Willkür sowie das Recht auf
gewerkschaftliche Organisierung gefor-
dert. Damit sollen nun möglichst viele
Beschäftigte für den gemeinsamen
Kampf um Verbesserungen in der Bran-
che gewonnen werden. Das Statement of
Principles kann hier eingesehen werden:
www.weexpectbetter.org/statement-

of-principles-33

Die Mobilfunkbranche im Fokus
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„Der Branche geht es sehr gut, was in erster Linie
den Leistungen der Beschäftigten geschuldet ist.
Deshalb ist es nur folgerichtig, die Beschäftigten an
dem Erfolg teilhaben zu lassen.“
Chris Shelton, Präsident der CWA
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►David, Arbeit und Leben NRW unter-
stützt seit vielen Jahren die Kampagne
„We Expect Better“. Ihr habt wiederholt
an Gesprächen mit Delegationen der
Communications Workers of America
(CWA) teilgenommen und Veranstaltun-
gen organisiert. Warum?

Der Fachbereich TK/IT und die Betriebs-
räte der Deutschen Telekom zählen seit
der Gründung von ver.di zu unseren
wichtigsten Kooperationspartnern. Es ist
für uns selbstverständlich, dass wir gera-
de auch in schwierigen Angelegenheiten
unterstützen wo wir können. Als Weiter-
bildungseinrichtung verfügt Arbeit und
Leben NRW über lange Erfahrung darin,
Dialoge zu organisieren, also war schnell
klar: Das ist eine Aufgabe für uns! Unse-
re Haltung ist, dass Unternehmen, die
ihre Profite nur auf Grundlage stabiler
Demokratien erwirtschaften können, de-
mokratische Verhältnisse auch im Be-
trieb respektieren müssen. Da darf es
keine Rosinenpickerei geben.

►Warum findest du das Beispiel T-Mobile
US wichtig?

Für uns ist es in der Bildungsarbeit von
zentraler Bedeutung, Informationen zu
liefern, Zusammenhänge zu verdeut-
lichen und das alles in einen Gesamtkon-
text einzuordnen. Ein Beispiel für den
Fall T-Mobile US: Die Steuerreform von
US-Präsident Trump hat der T-Mobile US
einen zusätzlichen Profit von rund 1,7
Milliarden US-Dollar beschert. Nur durch
diesen Beitrag zum Konzernergebnis
kann die Dividende auf etwa 66 Cent pro
Aktie erhöht werden. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist die größte Anteils-
eignerin der Deutschen Telekom und
hält insgesamt rund 32 Prozent der An-
teile. Die Dividende bringt dem Bund
somit rund eine Milliarde Euro ein.

Gleichzeitig ist bekannt, dass seit Jah-
ren die Rechte von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern durch aggressive
Strategien des Managements bei T-Mo-
bile US systematisch untergraben wer-
den. Die Bundesregierung lehnt weiter-
hin jede Verantwortung für das, was in
den USA geschieht, ab. Wie passt das
zusammen? Einerseits direkt zu profitie-

ren und andererseits zu sagen: Da haben
wir nichts mit zu tun?

►Du hast gehört, dass T- Mobile eine gel-
be Gewerkschaft gebildet hat und dafür
verurteilt wurde?

Ja, leider hat es mich nicht besonders
erstaunt. Auch in Deutschland sind ar-
beitgebernahe (Schein-)Gewerkschaften
ein bekanntes Problem, wie der Fall der
CGZP vor nicht allzu langer Zeit gezeigt
hat. Trotzdem, Union Busting, also sys-
tematische Angriffe auf Mitbestim-
mungsstrukturen, darf niemals als Nor-
malität wahrgenommen werden. Das
sind in Deutschland Straftaten! Es gibt
mittlerweile auch hier unzählige Bei-
spiele, wie die Arbeit von Gewerkschaf-
ten und Betriebsräten systematisch be-
hindert und bekämpft wird. Mit unse-
rem Projekt „Fair im Betrieb NRW“ un-
terstützen wir deshalb seit einigen
Jahren Betroffene. Außerdem setzen
wir uns auf der politischen Ebene für
Verbesserungen ein. Verstöße gegen
den Paragraf 119 BetrVG, also Straf-
taten gegen Betriebsverfassungsorgane
und ihre Mitglieder, werden bisher lei-
der kaum verfolgt, obwohl darauf bis zu
zwei Jahre Gefängnis stehen.

►Was können Beschäftigte und Betriebs-
räte am Beispiel der T-Mobile US lernen?

Bei der Telekom in Deutschland sind die
Arbeitsbeziehungen und -bedingungen
bisher vergleichsweise gut. Aber wer ga-
rantiert uns, dass der Mutterkonzern die
in den USA angewandte Praxis nicht
auch in Deutschland einführen will?
Schließlich sind die Probleme bekannt
und werden stillschweigend geduldet.
Die meisten Managementmethoden
wurden in der Vergangenheit aus dem

angelsächsischen Raum importiert. Es
wäre deshalb grob fahrlässig, die dort
gemachten Erfahrungen zu ignorieren.
Wir müssen jetzt wachsam sein und das
verteidigen, was andere erkämpft ha-
ben. Demokratie fällt nicht einfach vom
Himmel, weder in der Gesellschaft allge-
mein noch im Betrieb.

►Bildungsarbeit soll helfen, das zu er-
kennen und sich zu wehren?

Als Einrichtung der politischen Bildung
helfen wir Menschen, sich eine eigene
Meinung zu bilden und zeigen Hand-
lungsspielräume auf. Dazu gehört auch,
Beschäftigte, Betriebsräte und Gewerk-
schafterinnen für die vielen Facetten an-
tigewerkschaftlicher Strategien zu sensi-
bilisieren. Das Management in den USA
ist dabei besonders einfallsreich. Die Er-
fahrung zeigt, dass die meisten Verände-
rungen schleichend vollzogen werden.
Wichtig ist deshalb ein Bewusstsein für
die kleinen, eher unauffälligen Schritte.
Bei der Deutschen Telekom kann man
derzeit Kooptationsversuche beobachten,
die doch sehr an die Praxis des Manage-
ments der T-Mobile US erinnern. Dass die-
se Strategie auch Risiken birgt und
schlechte Publicity Investorinnen und
Kunden abschrecken kann, weiß das Ma-
nagement natürlich. Nicht umsonst wer-
den im Bericht zu Unternehmensverant-
wortungen 2016 an prominenter Stelle
insgesamt 14 Auszeichnungen der T-Mo-
bile US als bester Arbeitgeber aufgezählt.
Für das Geschäftsjahr 2017 redet die Ar-
beitnehmerbank im Aufsichtsrat erstmals
zwingend über diesen Bericht mit. Auch
da muss man genau hinschauen.

Räume für Begegnungen zu schaffen
ist ein weiterer wichtiger Teil der politi-
schen Bildung. Im Austausch mit der
CWA wird deutlich, dass wir zusammen-
halten müssen, über Grenzen hinweg.
Und zwar heute, und nicht erst, wenn
wir genauso betroffen sind wie die an-
deren. In unserer globalisierten Welt
sind die USA quasi um die Ecke, auch
wenn sie im Alltag weit weg erscheinen.

►David, vielen Dank für das Gespräch.
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Dr. David Mintert
Landesgeschäfts-

führer Arbeit
und Leben NRW

Bildung gegen das Schweigen
Interview mit Dr. David Mintert, Landesgeschäftsführer Arbeit und Leben NRW

WEITERBILDUNG
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OTU – Die gewerkschaftliche Antwort
auf die „One Telekom Europe“

Nicht nur in den USA, auch in einigen Ländergesellschaften in Südost-
europa hat es in der Vergangenheit wiederholt Schwierigkeiten in den
Beziehungen mit dem Arbeitgeber gegeben. Es ist uns jedoch gelun-
gen, einen großen Schritt in Richtung einer konstruktiven Bearbeitung
zu gehen:
2015 haben wir uns unter dem Dach von UNI Global Union, dem glo-
balen Dachverband der Dienstleistungsgewerkschaften, mit europäi-
schen Gewerkschaften in der One Telekom Union (OTU) zusammenge-
schlossen, um derartigen Entwicklungen gemeinsam entgegenzutreten
und eine gewerkschaftliche Antwort auf die von der Telekom geplan-
te europäische Integration im Rahmen der „One Telekom Europe“-Stra-
tegie zu finden. Ziel ist die Vernetzung der Gewerkschaften in den
europäischen Ländergesellschaften der Deutschen Telekom – unter
anderem in Albanien, Österreich, Kroatien, Griechenland und Monte-
negro –, um über die Konsequenzen der One Telekom Europe zu be-
raten und einen koordinierten Umgang damit zu entwickeln. Mit ers-
ten Erfolgen: Während der ersten Konferenz aller in OTU zusammen-
geschlossenen Gewerkschaften im Oktober 2017 in Montenegro wur-
den Themen zur zukünftigen gemeinsamen Bearbeitung identifiziert
– so wurde z.B. ein gemeinsames Positionspapier zur Regulierung des
europäischen Telekommunikationsmarktes verfasst und die Stärkung
der Rechte des Europäischen Betriebsrats als wichtiges Ziel formuliert.
Und auch das Management zeigte Bereitschaft zur Zusammenarbeit
mit der OTU: Vertreter der Deutschen Telekom AG nahmen an der
Konferenz und an einer OTU-Steuerungskreissitzung im März 2018 in
Berlin teil und brachten ein Interesse an der gemeinsamen Bearbeitung
solcher Themen wie Regulierung, dem länderübergreifenden
paneuropäischen Netz der Telekom „Pan-Net“ sowie einer möglichen
Ausweitung des deutschen Bildungsteilzeitmodells auf die Länderge-
sellschaften zum Ausdruck. Der Dialog mit dem Management wurde
auf einer OTU-Steuerungskreissitzung im März 2018 fortgeführt. Auf
der nächsten Steuerungskreissitzung in der Zentrale der Deutschen
Telekom in Bonn und der OTU-Konferenz im Herbst 2018 in Albanien
sollen diese Themen vertieft werden.

Lothar Schröder, ver.di-Bundesfachbereichsleiter TK/IT

Die Chance, vieles
besser zu machen
T-Mobile US und der viertgrößte An-
bieter am US-amerikanischen Mobil-
funkmarkt, Sprint, haben im Frühjahr
2018 angekündigt, fusionieren zu wol-
len. Das neu entstehende Unterneh-
men hätte über 80 000 Beschäftigte
und 127 Millionen Kunden und würde
mit den zwei größten Anbietern, AT&T
und Verizon Wireless, um die Führung
auf dem US-Markt konkurrieren.

Die Fusion bietet die Möglichkeit
für einen Kurswechsel hin zur Ach-
tung von Arbeitnehmerrechten und
die Chance für die T-Mobile US, die
Beziehungen zur Gewerkschaft end-
lich zu normalisieren: Die TMUS
sollte mit der CWA ein Neutralitäts-
abkommen abschließen, in dem gere-
gelt wird, das gewerkschaftliche Orga-
nisationsbemühungen nicht mehr
behindert werden. Es muss endlich
geregelt werden, dass Arbeitnehmer-
und Gewerkschaftsrechte im gesam-
ten neuen Unternehmen eingehalten
werden. Auch hier ist wieder der Mut-
terkonzern Deutsche Telekom AG
(DTAG) in der Pflicht: Das neue Unter-
nehmen – das weiterhin T-Mobile hei-
ßen und vom bisherigen CEO John
Legere geführt werden soll – wird
auch zukünftig von der DTAG kontrol-
liert. Sie wird weiterhin 64 Prozent der
Anteile halten und neun der 15
Board-Mitglieder inklusive des Vorsit-
zenden des Boards – DTAG-CEO Timo-
theus Höttges – ernennen.
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